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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Roswitha Wisniewski, Werner H. Skowron, Michael Stübken, 
Dr. Egon Jüttner, Dr. Rupert Scholz, Erhard Niedenthal, Dr. Andreas Schockenhoff, 
Arnulf Kriedner, Erwin Marschewski, Dr.-Ing. Rainer Jork, Johannes Ganz 
(St. Wendel), Dr. Friedbert Pflüger, Ilse Falk, Editha Limbach, Dr. Joseph-Theodor 
Blank, Peter Harry Carstensen (Nordstrand), Theo Magin, Norbert Otto (Erfurt), 
Günther Schartz (Trier), Steffen Kampeter, Wolfgang Börnsen (Bönstrup), Manfred 
Heise, Reinhard Freiherr von Schorlemer, Claus Jäger, Ronald Pofalia, Volker 
Kauder, Wolfgang Zeitlmann, Dr. Karl H. Fell, Heinz Rother, Erich Maaß 
(Wilhelmshaven), Heinz Schenken, Dr.-Ing. Joachim Schmidt (Halsbrücke), 
Wolfgang Schulhoff, Heinz-Adolf Hörsken, Trudi Schmidt (Spiesen), Wolfgang 
Dehnel und der Fraktion der CDU/ CSU sowie der Abgeordneten Wolfgang Lüder, 
Gerhart Rudolf Baum, Dr. Burkhard Hirsch, Heinz-Dieter Hackel und der Fraktion 
der F.D.P. 


Abschließende Regelungen zur Wiedergutmachung von NS-Unrecht 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Härtefonds für jüdische Verfolgte 

Der Deutsche Bundestag begrüßt die Einsetzung eines Fonds 
für Wiedergutmachungsleistungen an jüdische Verfolgte, die 
nach den gesetzlichen Vorschriften bisher keine oder nur 
geringe Entschädigungen erhalten haben, auf der Grundlage 
von Artikel 2 des Einigungsvertrages. Er sieht darin einen 
würdigen Beitrag zur Wiedergutmachung und ein Zeichen der 
Verbundenheit mit den jüdischen Mitbürgerinnen und Mitbür- 
gern, die im Alter unter den Nachwirkungen der nationalsozia- 
listischen Gewaltherrschaft besonders zu leiden haben. 

Der Deutsche Bundestag begrüßt insbesondere die Förderung 
von Alters- und Pflegeheimen für jüdische Verfolgte aus die- 
sem Fonds und geht davon aus, daß diese Leistungen ebenso 
wie die individuellen Leistungen zur Versorgung der Verfolg- 
ten während ihrer gesamten Lebenszeit beitragen. Er bittet die 
Bundesregierung, jährlich - erstmals bis zum 31. März 1994 - 
über den Stand der Abwicklung des Fonds, gesondert nach den 
in der Vereinbarung vom 29. Oktober 1992 festgelegten Ver- 
wendungszwecken, anhand der von der Claims Conference 
dem Bundesministerium der Finanzen vorzulegenden Verwen- 
dungsnachweise zu berichten. 
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2. Wiedergutmachungs-Dispositions-Fonds 

Der Deutsche Bundestag empfiehlt der Bundesregierung, bei 
der Vergabe von Mitteln aus dem Wiedergutmachungs-Dispo- 
sitions-Fonds an Verfolgte nichtjüdischer Abstammung fol- 
gende Gesichtspunkte wirksam werden zu lassen: 

— Der Gewährung einer laufenden Beihilfe sollen bei Regeltat- 
beständen (gemäß § 8 Abs. 2 Satz 1 der Richtlinien) Vorlei- 
stungen bis zu 3 000 DM nicht im Wege stehen. 

— Bei einem außergewöhnlich schweren Verfolgungstat- 
bestand (z. B. zwei Jahre Haft in einem Konzentrationslager 
oder drei Jahre Freiheitsentziehung bei einer nach dem BEG 
entschädigungsfähigen Haft in einem sonstigen Lager) soll 
nach Einzelfallprüfung über die Anrechnung von Vorlei- 
stungen entschieden werden. 

— Bei Vorliegen eines (körperlichen oder seelischen) Spätscha- 
dens, also eines verfolgungsbedingten Gesundheitsscha- 
dens, der sich erst nach Ablauf der gesetzlichen Antragsfri- 
sten zeigte und daher zuvor nicht geltend gemacht werden 
konnte, und der auch nicht mehr im Wege eines Zweitver- 
fahrens nach dem BEG oder durch Verschlimmerungsantrag 
nach § 206 BEG bei der zuständigen Landesentschädigungs- 
behörde geltend gemacht werden kann, soll ebenfalls nach 
Einzelfallprüfung über die Anrechnung von Vorleistungen 
entschieden werden. 

— Nach Einzelfallprüfung soll auch eine laufende oder zusätz- 
liche einmalige Beihilfe (gemäß § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 der 
Richtlinien) gewährt werden können bei mindestens 
30monatigem Verstecktleben unter menschenunwürdigen 
oder besonders erschwerten Bedingungen, auch wenn nur 
ein Grad der Behinderung von weniger als 50 nachgewiesen 
werden kann. 

— Der Nachweis eines außergewöhnlichen Verfolgungsscha- 
dens soll soweit wie möglich durch Einzelfallprüfung erfol- 
gen. Das gilt auch hinsichtlich der Haftstätten. 

3. Härtefonds für Zwangssterilisierte 

Der Deutsche Bundestag bittet die Bundesregierung, § 7 Abs. 3 
Satz 3 der Richtlinien über Härteleistungen im Rahmen des 
Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes (AKG) in folgendem Sinne 
anzuwenden: 

„Von einem nachhaltigen Gesundheitsschaden kann bei Vor- 
lage eines fachärztlichen Gutachtens, das auch von einem 
Facharzt für Psychiatrie, Innere Medizin, Allgemeinmedizin 
oder einem anderen Facharzt mit der für das Gutachten not- 
wendigen Qualifikation erstellt worden ist, ausgegangen wer- 
den, wenn als Folge der Sterilisation bei einem Betroffenen ein 
dauernder Gesundheitsschaden mit einem Grad der Behinde- 
rung von 25 oder mehr eingetreten ist. " 
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4. Bekräftigung der Unrechtserklärung 

Der Deutsche Bundestag bekräftigt seine am 22. Januar 1988 
gefaßte Entschließung und stellt erneut fest, daß die in dem 
Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses vom 14. Juli 
1933 vorgesehenen und auf der Grundlage dieses Gesetzes 
während der Zeit von 1933 bis 1945 durchgeführten Zwangs- 
sterilisierungen nationalsozialistisches Unrecht sind. Der Deut- 
sche Bundestag ächtet diese Maßnahmen, die ein Ausdruck der 
inhumanen nationalsozialistischen Auffassung vom „lebens- 
unwerten Leben'' sind. 

Den Opfern der Zwangssterilisierungen und ihren Angehöri- 
gen bezeugt der Deutsche Bundestag Achtung und Mitgefühl. 

Bonn, den 2. Februar 1994 

Dr. Roswitha Wisniewski 
Werner H. Skowron 
Michael Stübken 
Dr. Egon Jüttner 
Dr. Rupert Scholz 
Erhard Niedenthal 
Dr. Andreas Schockenhoff 
Arnulf Kriedner 
Erwin Marschewski 
Dr.-Ing. Rainer Jork 
Johannes Ganz (St. Wendel) 

Dr. Friedbert Pflüger 
Ilse Falk 
Editha Limbach 
Dr. Joseph-Theodor Blank 
Peter Harry Carstensen (Nordstrand) Wolfgang Lüder 
Theo Magin Gerhart Rudolf Baum 

Norbert Otto (Erfurt) Dr. Burkhard Hirsch 

Günther Schartz (Trier) Heinz-Dieter Hackel 

Steffen Kampeter Dr. Hermann Otto Solms und Fraktion 

Wolfgang Börnsen (Bönstrup) 

Manfred Heise 

Reinhard Freiherr von Schorlemer 


Claus Jäger 
Ronald Pofalla 
Volker Kauder 
Wolfgang Zeitlmann 
Dr. Karl H. Fell 
Heinz Rother 

Erich Maaß (Wilhelmshaven) 

Heinz Schemken 

Dr.-Ing. Joachim Schmidt (Halsbrücke) 

Wolfgang Schulhoff 
Heinz-Adolf Hörsken 
Trudi Schmidt (Spiesen) 

Wolfgang Dehnel 

Dr. Wolfgang Schäuble, Michael Glos und Fraktion 
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